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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Kommission für Integration 15.10.2020 öffentlich Empfehlung 

Stadtrat 21.10.2020 öffentlich Beschluss-Auflage 
 

Betreff: 

Beratungsangebote für zugewanderte Menschen 
hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 07.07.2020 
 
Anlagen: 

Antrag SPD_Beratungsangebote für zugewanderte Menschen vom 07.07.2020 
Bericht zur Entwicklung der Gemeinschaftsunterkünfte 2014 bis 2022 
Sachverhalt Beratungsangebote für zugewanderte Menschen des Sozialreferats_KfI 
15.10.2020.docx 

Bericht: 
 
Die Integration von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in die Stadtgesellschaft ist ein 
zentrales Thema kommunaler Stadtpolitik in Nürnberg. Die Zuwanderung der letzten vier Jahre 
wurde vor allem durch Migration aus Staaten der EU und durch Fluchtmigration geprägt. Die 
Aufgabe der verschiedenen Beratungsleistungen für Geflüchtete und Neuzugewanderte wird 
fast ausschließlich von Trägern der Wohlfahrtsverbände bereits seit sehr vielen Jahren 
übernommen. 
 
Die Finanzierung und Zielgruppen der Beratungsleistungen unterliegen verschiedenen 
Förderrichtlinien und rechtlichen Rahmenbedingungen. Für die Träger der Beratungsangebote 
besteht eine hohe Komplexität in der Abstimmung unter den Beteiligten und der 
Fördersystematik. Nur durch eine kooperative Zusammenarbeit (vgl. Ziffer 1) zwischen den 
Verbänden und der Stadt, die auf Freiwilligkeit aller beruht, kann dies gewährleistet werden. In 
der Gestaltung der Integrationsarbeit in Nürnberg sind insbesondere Abstimmung, Austausch 
und Vernetzung maßgeblich. Um stets alle beteiligten Akteure einzubeziehen bestehen 
zahlreiche Netzwerke und Gremien auf der Praxisebene, der Ebene der Fachverantwortung 
und der Steuerungsebene.  
 
Mit dem Bericht (er wird nachgereicht) informiert die Verwaltung über die aktuelle Lage der 
Beratungsangebote für zugewanderte Menschen in der Stadt Nürnberg, insbesondere über die 
aktuelle Sachlage der Flüchtlings- und Integrationsberatung. 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Die Haushaltsanmeldungen 2021 sind bei Stk bekannt.  

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Diversity Relevanz ist zielgruppenoriert benannt, beschrieben und 

berücksichtigt. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Empfehlungsvorschlag: 
 

 Die Kommission für Integration empfiehlt, dass die Stadtverwaltung weiterhin die koordi- 
nierende Funktion im Rahmen der Beratungsangebote für zugewanderte Menschen bei 
der Stadt Nürnberg aktiv wahrnimmt. 

 Die Kommission für Integration empfiehlt dem Stadtrat Nürnberg, die Sicherstellung der 
auskömmlichen Finanzierung der Flüchtlings- und Integrationsberatung (FIB) beim 
Freistaat Bayern einzufordern. 

 Die Kommission für Integration hält fest, dass die Betreuung der Unterkünfte eine 
staatliche Aufgabe ist. Dessen ungeachtet wird die Bereitschaft der Stadt Nürnberg 
(unter Vorbehalt der Genehmigung im Rahmen der Haushaltsberatungen), die Träger 
der Flüchtlings- und Integrationsberatung in den städtischen Gemeinschaftsunterkünften 
weiterhin ergänzend finanziell zu unterstützen, begrüßt. 

 Für eine bedarfsgerechte Integrationsarbeit ist eine fundierte Datenlage unentbehrlich. 
Die Kommission für Integration empfiehlt, das Unterkunftsmonitoring weiterhin 
fortzusetzen und hierbei auch die staatlichen Unterkünfte einzubeziehen. Die aktiv 
beteiligten Träger der Flüchtlings- und Integrationsberatung in den staatlichen 
Unterkünften sollen hierfür weiterhin eine sogenannte Monitoringpauschale erhalten. 

 Die Kommission für Integration empfiehlt, die Flüchtlings- und Integrationsberatung in den 
Unterkünften mit besonderem Bedarf (LGBTQI* und Frauen-Schutz) 
belegungsunabhängig sicherzustellen. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat folgt der Empfehlung der Integrationskommission vom 15.10.2020. 
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